
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Joachim Streit (FREIE WÄHLER)
– Drucksache 18/2596 –

Nahverkehrsgesetz

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/2596 – vom 15. März 2022 hat folgenden Wortlaut:

In Vorbereitung auf das Nahverkehrsgesetz haben im nördlichen Rheinland-Pfalz die Aufgabenträger neue Nahverkehrspläne 
aufgelegt und neue Linienbündel ausgeschrieben. Die Umstellung ist noch nicht komplett erfolgt, aber die Deckungslücke wird 
bei den Aufgabenträgern immer größer.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Wie hoch sind die Defizite bei den einzelnen Aufgabenträgern des ÖPNV im Bereich des SPNV-Nord im Jahr 2021?
2.	 Wie hoch ist die Planzahl 2022?
3.	 Wie hoch sind die Defizite bei den einzelnen Aufgabenträgern des ÖPNV im Bereich des SPNV-Süd im Jahr 2021?
4.	 Wie hoch ist die Planzahl 2022?
5.	 Wie hoch sind die Zuweisungen nach § 15 LFAG des Landes an die einzelnen Aufgabenträger in den Jahren 2020 und 2021?

Das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung mit 
angefügtem Schreiben beantwortet.
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Auf Grundlage des novellierten Nahverkehrsgesetzes (NVG) vom 3: Februar 2021 wird 

unter Federführung des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität 

ein Landesnahverkehrsplan (LNVP) entwickelt, der die Ansprüche an ein zukunftsfähi- · 

ges Mobilitätsangebot beschreiben und . die hierfür nötigen Standards festlegen wird. 

Die Erarbeitung erfolgt gemäß § 11 NVG in Zusammenarbeit mit den beiden · ÖPNV­

Zweckverbänden. Der Landesnahverkehrsplan soll voraussichtlich bis Ende 2023 be­

schlussreif vorliegen . 

In dem Prozess werden auch alle aus dem Landesnahverkehrsplan resultierenden Fra­

gen zur Mittelausstattung gemeinsam mit den Zweckverbänden ÖPNV (in denen auch 

die Kreise und kreisfreien Städte stimmberechtigte Mitglieder sind) festgelegt. 

Der ÖPNV ist ein zentraler Baustein , um die Mobilitätswende als wichtige Säule für den 

Klimaschutz voranzubringen. 
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Verkehrsanbindung · 

(8) Sie erreichen uns ab Hbf. mit den Linien 6/6A (Richtung Wiesbaden), 64 (Rich­
tung Laubenheim) , 65 (Richtung Weisenau), 68 (Richtung Hochheim). Ausstieg Hal­

testelle „Bauhofstraße". ~ Z~fahrt über Kaiser-Friedrich-Sir. oder Bauhofstraße. 

Parkmöglichkeiten 

Parkplatz am Schlossplatz 
(Einfahrt Ernst-Ludwig-Straße), 
Tiefgarage am Rheinufer 
(Einfahrt Peter-Altmeier-Allee) 
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Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine Anfrage Drucksache 18/2596 des Ab­

geordneten Dr. Joachim Streit (Freie Wähler) im Namen der Landesregierung wie folgt: 

Zu Fragen 1 und 3: 

Gemäß § 5 NVG sind Aufgabenträger des öffentlichen Personennahverkehrs die Land­

kreise und kreisfreien Städte. Sie erfüllen diese Aufgabe als Pflichtaufgabe der Selbst­

verwaltung in den Grenzen ihrer finanziellen· Leistungsfähigkeit. Der Landesnahver­

kehrsplan (LNVP) wird, wie eingangs schon erläutert, Mindeststandards zur Erfüllung 

der Pflichtaufgabe definieren. Der LNVP soll voraussichtlich bis Ende 2023 beschluss­

reif vorliegen und in Zusammenarbeit mit den ÖPNV-Zweckverbänden erarbeitet wer­

den. 

Gemäß NVG sind die Kommunen nicht nur.weiterhin für die lokalen Buslinien, sondern 

auch für die · regionalen Bushauptlinien die originären Aufgabenträger. Die dafür zur 

Verfügung gestellten Regionalisierungsmittel werden über die ÖPNV-Zweckverbände 

auf Basis von Kooperations- und Finanzierungsvereinbarungen zwischen dem Land, 

den Zweckverbänden und den kommunalen Aufgabenträgern den Kommunen bereit­

gestellt. 
1 . 

Bis einschließlich 2021 wurden gern. § 10 NVG-alt pro Einwohner 1,27 Euro jährlich 

,,zum Zwecke der Nahverkehrsplanung und deren Umsetzung" den kommunalen Auf­

gabenträgern ausgezahlt. Dieser Zuschuss ist im neuen NVG nicht aufgenommen wor­

den, da in Zukunft sämtliche Finanzierungsströme über das Besteller-Ersteller-System 

gebündelt werden und sich in den Verkehrsverträgen abbilden sollen, soweit keine ei­

genwirtschaftlichen Verkehrsangebote bestehen. Vorausgesetzt, dass öffentliche 

Dienstleistungsaufträge im öffentlichen Personennahverkehr in Einklang mit dem Lan­

desnahverkehrsplan vergeben werden, ist deren Finanzierung nach Maßgabe des Ge-:­

.setzes eine gemeinsame Aufgabe der Aufgabenträger und des Landes. 

Als Übergangslösung für die früheren Zuwendungen gern.§ 10 NVG-alt wird das Minis­

terium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität zeitnah eine Verwaltungsvor­

schrift erarbeiten, auf deren Grundlage die bisherige Mittelausstattung bis zum Inkraft­

treten einer Neuregelung sichergestellt wird. Damit werden die Aufgabenträger dabei . 
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. unterstützt werden, die gestiegenen Anforderungen eines attraktiven und klimafreund­

lichen ÖPNV sowie seiner fundierten Planung zu erfüllen und entsprechende Planungs.., 

sicherheit zu gewährleisten. 

Darüber hinaus stellt das Land KFA-Mittel für den Ausgleich im Schülerverkehr bereit 

(siehe Antwort auf Frage 5). 

Zu der Frage, wie hoch die „Defizite" sind, kann die Landesregierung keine Aussage 

treffen, da die Aufgabenträgerschaft wie bereits erläutert auf der Ebene der kommuna­

len Selbstverwaltung liegt. 

Zu Frage 2 und 4: 

Für die Landesregierung ist nicht nachvollziehbar, was mit den „Planzahlen 2022" ge­

meint ist. Die Mittel, die seitens des Landes bereitgestellt werden, ergeben sich aus 

dem Landeshaushalt bzw. den Erläuterungen zu den Fragen 1 und 3. 

Zu Frage 5: 

Die Zuweisungen nach§ 15 LFAG für die Jahre 2020 und 2021 sind in der nachfolgen­

den Tabelle dargestellt: 

Gebietskörperschaft KFA 2020 KFA 2021* 

Zuweisungen Zuweisungen 

Ahrweiler 9.933.770 9.499.266 

Altenkirchen (Ww.) 6.140.876 9.048.148 

Bad Kreuznach 4.734.667 4.652.965 

Birkenfeld 3.999.310 3.840.951 

Cochem-Zell 2.567.299 . 2.951.603 

Mayen-Koblenz 5.147.499 4.872.079 

Neuwied 6.734.322 6.702.332 

Rhein-Hunsrück-Kreis 4.708.865 7.192.117 

Rhein-Lahn-Kreis 5.534.529· 5.774.316 
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·westerwaldkreis 

Bernkastel-Wittlich 

Eifelkreis Bitburg-Prüm 

Vulkaneifel 

Trier-Saarburg 

Alzey-Worms 

Bad Dürkheim 

Donnersbergkreis 

Germersheim 

Kaiserslautern 

Kusel 

Südliche Weinstraße 

Rhein-Pfalz-Kreis 

Mainz-Bingen. 

Südwestpfalz 

Summe 

gez. 

Katrin Eder 
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7.869.610 

4.773.370 

4.928.182 

2.696.309 

4.734.667 

3.612.280 

2.618.903 

2.606.002 

2.593.101 

3.909.003 

3.225.250 

2.799.517 

1.935.150 

4.515.350 

2.747.913 

105.065.744 
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6.779.666 

4.382.294 

4.627.186 

3.054.716 

4.150.290 

3.441 .389 

2.474.707 

2.423.150 

2.474.707 

3.518.724 

.3.028.938 

2.564.930 

1.791.584 

4.794.745 

2.693.821 

106. 734.624 

*Orientierungsdaten 


